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Die gewonnene Klage des BLLV zum Arbeitszeitkonto für Lehrkräfte 

Wir haben geklagt. Wir haben gewonnen! Wie geht es weiter? 

Hintergrund: Im Frühjahr 2020 gab der damalige Bayerische Kultusminister Michael 
Piazolo die Einführung eines Arbeitszeitkontos als Notmaßnahme gegen den Lehr-
kräftemangel bekannt. Grundschullehrkräfte wurden verpflichtet, für die Dauer von 
fünf Jahren eine Unterrichtsstunde mehr pro Woche zu leisten. Erst nach einer an-
schließenden Wartezeit von drei Jahren sollte die „Rückgabe“ der Stunden über 
eine fünfjährige Ausgleichsphase erfolgen. Eine Grundschullehrerin klagte mit der 
Unterstützung des BLLV erfolgreich gegen das Arbeitszeitkonto vor dem Bayeri-
schen Verwaltungsgerichtshof – das Urteil erging am 12. November 2024. 

„Das Urteil vom 12. November wird voraussichtlich in wenigen Tagen rechtskräftig. 
Das Ergebnis war und ist ein starkes Signal für Wertschätzung und Gerechtigkeit 
den Lehrerinnen und Lehrern gegenüber, die schon seit Jahren ihr Äußerstes ge-
ben um den Lehrkräftemangel und die immer weiter zunehmenden Aufgaben und 
Herausforderungen an den Schulen zu bewältigen. Wir sind im Recht und erwarten 
jetzt vom bayerischen Kultusministerium die Anerkennung des Urteils und den klar 
erkennbaren Willen, die daraus entstandenen Nachteile schnell auszugleichen. 
Natürlich werden die Lehrerinnen und Lehrer jetzt nicht den Stift fallen lassen. Sie 
stellen sich ihrer Verantwortung. Das erwarten wir auch von der Politik. Wir stehen 
für Verhandlungen bereit und erwarten im Gegenzug angemessene Vorschläge 
und ein Vorgehen, das auf schnelle und verantwortungsvolle Lösungen abzielt“, so 
BLLV-Präsidentin Simone Fleischmann.  

Arbeitszeitkonto – und jetzt? 
 
„‘Wir haben geklagt. Wir haben gewonnen! Und jetzt?‘ ist die Frage, die sich nun 
alle Grundschullehrkräfte stellen. Eine kurze Ist-Stand-Analyse ist hier notwendig“, 
so Gerd Nitschke, 1. Vizepräsident des BLLV. 
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Die wichtigsten Fakten und Forderungen des BLLV fasst Gerd Nitschke wie folgt 
zusammen: 
 
1. Das Urteil tritt zum 12.12.2024 in Kraft. Ab diesem Zeitpunkt müsste keine 
Grundschullehrkraft mehr ein Arbeitszeitkonto führen. 
 
Den Stift werden unsere verantwortungsvollen Grundschullehrkräfte aber sicher 
nicht weglegen. Deshalb könnte man sich vorstellen, dass die Stunde Mehrarbeit in 
diesem restlichen Schuljahr sofort zusätzlich bezahlt wird. 
 
Das bisher geleistete Arbeitszeitkonto müsste dann wie ein Störfall behandelt und 
rückwirkend abgerechnet werden.  
 

2. Das Kultusministerium könnte Rechtsmittel einlegen und nach § 133 VwGO 
die Nichtzulassung der Revision durch Beschwerde beim 
Bundesverwaltungsgericht in Leipzig anfechten. Dafür hätten sie einen Monat Zeit 
– also am 11.12.2024 wäre der letztmögliche Termin. 
 
Grundsätzlich geht der BLLV davon aus, dass das Kultusministerium das Urteil 
akzeptiert. Gleichzeitig könnte man dadurch aber etwas Zeit für eine neue 
Regelung herausholen. Zeit, die für Gespräche und daraus folgende gute 
Lösungen genutzt werden könnte. 
 
3. Denn der Verwaltungsgerichtshof gibt dem Kultusministerium in seinem 
Urteil einen kleinen Ausweg vor. Wenn man auf Grundlage des Art. 87 Abs. 3 
Satz 1 BayBG einen neuen Gesetzesvorschlag einbringt, der die rechtlichen 
Voraussetzungen der heutigen Verhältnisse erfüllt, kann nachgesteuert werden. 
Dies bedeutet für die Grundschullehrkräfte: Das Arbeitszeitkonto kann angepasst 
werden. 
 
Es könnte z. B. ein 3 – 1 – 3 Modell kommen (3 Jahre ansparen – 1 Jahr warten - 3 
Jahre Ausgleich). Aber auch dieses Modell hätte Konsequenzen für alle einzelnen 
Gruppen der Grundschullehrkräfte. Die einen müssten die Mehrarbeit durch 
Freizeit, die anderen finanziell ausgeglichen bekommen und die jüngeren 
Grundschullehrkräfte müssten evtl. sogar noch die eine Unterrichtsstunde für ein, 
zwei Jahre ansparen. 
 
Der BLLV hätte für die Lehrkräfte beim Ausgleich gerne eine Wahlmöglichkeit 
zwischen Geld und Freizeit. Oder noch weiter gedacht 6,5 Tage pro 
Grundschullehrkraft (dies sind ein Jahr lang eine Unterrichtsstunde pro Woche), die 
während des Schuljahres als freie Tage genommen werden dürften. Eine 
Rückgabe nach den Bedürfnissen der einzelnen Lehrkraft, so flexibel wie möglich. 

 
Für den BLLV bleibt jedoch essenziell 
Sämtliche Notmaßnahmen (einen Überblick finden Sie hier) müssen jetzt auf den 
Prüfstand gelegt werden. Wenn ein neues Modell zum Arbeitszeitkonto kommen 
sollte, muss es Erleichterungen in den anderen dienstrechtlichen Bereichen geben.  

https://www.bllv.de/vollstaendiger-artikel/news/keine-notmassnahmen-zu-lasten-der-beschaeftigten
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Der BLLV fordert 
Die Antragsteilzeit auf ein Mindestmaß von 21 Unterrichtsstunden senken, die 
Grenze für den Antragsruhestand wieder auf das 64. Lebensjahr zurücklegen und 
Möglichkeiten eines Freistellungsmodells – das sind unsere Forderungen.  
 
Und hier bitte auch keinen Unterschied zwischen Grund-, Mittel- und Förderschul-
lehrkräften machen. Wer Grundschullehrkräfte in den anderen Schularten auf 
freiwilliger Basis haben möchte, muss auch die Arbeitsbedingungen der drei 
Schularten auf gleiches Niveau stellen. Was einseitige Belastung ausmacht, haben 
wir beim Arbeitszeitkonto gesehen. Nicht mit uns! 
 

>> Zur Pressemitteilung „Verwaltungsgerichtshof stellt sich hinter die Lehre-
rinnen und Lehrer“ 

Der Bayerische Lehrer- und Lehrerinnenverband (BLLV) ist mit über 68.000 
Mitgliedern der größte Bildungsverband in Bayern. Er vertritt Lehrerinnen und Leh-
rer aller Schularten sowie Beschäftigte in der Schulverwaltung und in den Sozial- 
und Erziehungsberufen. Das Credo des BLLV: Lehrerinnen und Lehrer sind die 
Experten der Praxis. Sie nehmen eine herausragende pädagogische und gesamt-
gesellschaftliche Verantwortung wahr. 

Der BLLV ist Meinungsführer und Reformmotor in der bayerischen Bildungspolitik. 
Mit seinen progressiven Positionen zu Themen wie Bildungsgerechtigkeit, Inklusi-
on, individueller Förderung und Demokratiepädagogik unterstreicht er die zentrale 
gesellschaftspolitische Bedeutung von Bildung im 21. Jahrhundert. Grundlage die-
ser Programmatik des BLLV ist ein ganzheitliches Menschenbild und 
Bildungsverständnis: Bildung ist Förderung des jungen Menschen mit Herz, Kopf 
und Hand. Mehr Informationen finden Sie unter www.bllv.de. 

V.i.S.d.P.: Simone Fleischmann;  
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